
Zusammenstellung der gesetzlichen Regelungen zu 

Förderplänen, Mahnbriefen und Versetzungsbestimmungen 
 

 
 

§ 6 VOGSV – Individuelle Förderpläne durch die Schule 
 

(1) 1Individuelle Förderpläne im Sinne der Verordnung sind schülerbezogene Pläne, die anlass-

bezogen individuell die besonderen Fördermaßnahmen der Schule nach § 5 Satz 1 konkretisie-

ren. 2Im Rahmen der individuellen Förderplanung sind der Entwicklungsstand, die Lernaus-

gangslage sowie die Stärken und Schwächen der Schülerin oder des Schülers zu bestimmen 

und im Förderplan zu beschreiben. 3Ausgehend hiervon sind individuelle Förderziele abzuleiten 

sowie konkrete Maßnahmen der Schule zu formulieren. 4Im Förderplan werden Verantwortlich-

keiten und Zuständigkeiten für die jeweiligen Maßnahmen festgelegt.5 Die Schülerin oder der 

Schüler sowie die Eltern sind aktiv in den Prozess mit einzubeziehen. 5Der Förderplan ist den 

Eltern und der Schülerin oder dem Schüler zur Kenntnis zu geben und mit diesen zu besprechen. 

(2) Der Förderplan wird mindestens einmal im Schulhalbjahr fortgeschrieben. 

(3) Förderpläne sind insbesondere zu erstellen 

[…] 

2. im Fall eines drohenden Leistungsversagens und bei drohender Nichtversetzung sowie im 

Fall der Nichtversetzung, 

 

3. bei vorliegenden Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen nach § 40, 

 

4. bei Anspruch auf sonderpädagogische Förderung nach § 49 des Schulgesetzes, 

 

5. bei gehäuftem Fehlverhalten von Schülerinnen und Schülern nach § 77. 

 

(4) 1Schulen können über die Verpflichtung nach Abs. 2 hinaus ergänzend für weitere Schüle-

rinnen und Schüler oder Schülergruppen Förderpläne erstellen. 2Ergänzende Regelungen für 

einzelne Schulformen und Bildungsgänge bleiben unberührt. 

(5) Individuelle Förderpläne sind in die Schülerakte aufzunehmen. 
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§ 23 VOGSV – Information der Eltern und der volljährigen Schü-

lerinnen und Schüler 
 

(1) 1Die Informationsrechte der Eltern und der Schülerinnen und Schüler nach § 72 des Hessi-

schen Schulgesetzes erfordern es, die Eltern, bei Volljährigen diese selbst, rechtzeitig über die 

Möglichkeiten der weiteren Schul- oder Berufsausbildung zu beraten, wenn die Klassenkonfe-

renz zu der Überzeugung gelangt, dass eine Schülerin oder ein Schüler den Anforderungen der 

nachfolgenden Jahrgangsstufen auf Dauer nicht gewachsen sein wird und deshalb der Übergang 

auf eine andere Schulform oder in die Berufsausbildung in Erwägung gezogen werden sollte. 
2Die Beratung erfolgt durch die Klassenlehrerin oder den Klassenlehrer und ist den Eltern, bei 

Volljährigen diesen selbst, schriftlich anzubieten. 3Der Vorgang ist in der Schülerakte zu ver-

merken. 

 

(2) 1Über die Gefährdung der Versetzung einer Schülerin oder eines Schülers sind Eltern, bei 

Volljährigen diese selbst, unter Angabe der Fächer oder Lernbereiche, in denen mangelhafte 

oder ungenügende Leistungen vorliegen, wie folgt in Kenntnis zu setzen: Eine Mitteilung erfolgt 

zunächst durch einen Vermerk in dem zum Ende des ersten Schulhalbjahres zu erteilenden 

Zeugnis. 2Unabhängig von dem Vermerk über die Versetzungsgefährdung in dem zum Ende des 

ersten Schulhalbjahres erteilten Zeugnis muss in allen Fällen einer Versetzungsgefährdung eine 

Benachrichtigung der Eltern, bei Volljährigen dieser selbst, darüber bis spätestens acht Wochen 

vor dem Termin der Zeugnisausgabe erfolgen; gleichzeitig ist ihnen eine Beratung anzubieten. 
3Die Benachrichtigung bedarf der Schriftform; eine Durchschrift ist zu der Schülerakte zu neh-

men. 

(3) Aus einer Nichtbeachtung der Vorschriften in Abs. 2 ergeben sich keine Rechtsfolgen für die 

Versetzungsentscheidung. 

(4) In den Abschlussklassen sowie in den abschließenden Klassen der Mittelstufe der Gymnasien 

und der gymnasialen Zweige der schulformbezogenen Gesamtschulen wird der Vermerk nach 

Abs. 2 nicht in das zum Ende des ersten Schulhalbjahres zu erteilende Zeugnis aufgenommen, 

sondern zusammen mit diesem Zeugnis auf einem besonderen Blatt erteilt, das in gleicher 

Weise auszufertigen und zu unterzeichnen ist wie das Zeugnis selbst. 

(5) 1Steht fest, dass eine Schülerin oder ein Schüler nicht versetzt wird, müssen die Eltern, bei 

Volljährigen diese selbst, bis spätestens drei Tage vor der Zeugnisausgabe hiervon durch ein-

geschriebenen Brief unterrichtet sein. 2Diese Schülerinnen oder Schüler können am Tage der 

Zeugniserteilung dem Unterricht fern bleiben. 

 

(6) 1In den Fällen des § 75 Abs. 2 Satz 2 des Hessischen Schulgesetzes hat die bisher besuchte 

Schule auf Beschluss der Versetzungskonferenz eine Empfehlung über die nunmehr zu besu-

chende Jahrgangsstufe auszusprechen. 2Diese ist dem Zeugnis als Anlage entsprechend Abs. 4 

beizufügen. 3Die Entscheidung über die zu besuchende Jahrgangsstufe trifft die Schulleiterin 

oder der Schulleiter der aufnehmenden Schule. 4Verlässt eine Schülerin oder ein Schüler im Fall 

einer Nichtversetzung die besuchte Schulform, ohne dass ein Fall des § 75 Abs. 2 Satz 2 des 

Hessischen Schulgesetzes gegeben ist, spricht die Schule auf Antrag der Eltern eine Empfehlung 

nach Satz 1 aus. 5Dieser Antrag ist binnen einer Woche nach Zugang des Briefes nach Abs. 5 

Satz 1 zu stellen. 

 

(7) 1Die Regelungen über die Information von Eltern in den Absätzen 2 und 5 gelten entspre-

chend auch für Eltern volljähriger Schülerinnen und Schüler bis zu deren Vollendung des 21. 
2Lebensjahres, sofern die Schülerin oder der Schüler dem nicht widersprochen hat. 3Hierüber 

sind die Schülerinnen und Schüler zu Beginn des Schulhalbjahres, in dem sie ihr 18. Lebensjahr 

vollenden, durch die Schule hinzuweisen. 4Der Hinweis ist in der Schülerakte zu vermerken, ein 

eventueller Widerspruch ist zur Schülerakte zu nehmen. 5Über den Widerspruch sind die Eltern 

von der Schule zu informieren. 
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Anlage 1 VOGSV – Richtlinien für die Versetzung in den einzel-

nen Schulformen 
(zu § 17 Abs. 3) 

[…] 

II. Bildungsgänge der Hauptschule und der Realschule und der gymnasiale Bil-

dungsgang 

1.1Die nach § 75 Abs. 1 Nr. 2 des Schulgesetzes in Verbindung mit § 17 der Verordnung gebo-

tene prognostische Entscheidung, dass die erfolgreiche Teilnahme am Unterricht des nächsthö-

heren Schuljahrganges zu erwarten ist, kann in der Regel getroffen werden, wenn mit schlech-

ter als ausreichend bewertete Leistungen in einem Fach oder in einem Lernbereich nach den 

nachfolgenden Grundsätzen ausgeglichen werden können. 

 

2. 1Eine Note schlechter als ausreichend in einem Fach oder einem Lernbereich kann nur durch 

die Note befriedigend oder besser in einem anderen Fach oder Lernbereich ausgeglichen wer-

den. 2Leistungsbeurteilungen von freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen und Wahlangeboten 

können nach Maßgabe des § 19 Abs. 4 der Verordnung berücksichtigt werden. 

 

3. In der Hauptschule oder im Hauptschulzweig der schulformbezogenen Gesamtschule oder 

der Mittelstufenschule gelten Nr. 1 und 2 mit folgender Maßgabe: 

 

a) Schlechter als mit der Note ausreichend beurteilte Leistungen in fünf oder mehr Fächern 

können nicht ausgeglichen werden. 

 

b) Schlechter als mit der Note ausreichend beurteilte Leistungen in drei und mehr Fächern oder 

Lernbereichen nach § 6 Abs. 3 Satz 3 des Schulgesetzes können nicht ausgeglichen werden, 

wenn eines dieser Fächer Deutsch, Mathematik oder ein Lernbereich ist. 

 

c) Für Schülerinnen und Schüler, die aus einer Schule mit Förderschwerpunkt Lernen in den 

Bildungsgang der Hauptschule zurückgeführt werden, bleiben schlechter als ausreichend be-

wertete Leistungen in der Fremdsprache bei der Versetzungsentscheidung unberücksichtigt. 

 

4. In der Realschule, im Gymnasium und in den entsprechenden Schulzweigen der schulform-

bezogenen Gesamtschule oder Mittelstufenschule gelten Nr. 1 und 2 mit folgender Maßgabe: 

 

a) Schlechter als mit der Note ausreichend beurteilte Leistungen in Pflicht- oder Wahlpflichtfä-

chern können nur durch Leistungen in Pflicht- oder Wahlpflichtfächern ausgeglichen werden. 

 

b) 1Die Note ungenügend in einem der Fächer Deutsch, erste Fremdsprache, Mathematik oder 

einem nach § 6 Abs. 3 Satz 3 des Schulgesetzes gebildeten Lernbereich oder die Note mangel-

haft in zwei dieser Fächer oder Lernbereiche schließt eine Versetzung aus. 2Im Gymnasium und 

im gymnasialen Zweig der schulformbezogenen Gesamtschule tritt zu den in Satz 1 genannten 

Fächern ab Jahrgangsstufe 6 die zweite Fremdsprache hinzu. 3In der Mittelstufenschule tritt zu 

den in Satz 1 genannten Fächern ab Jahrgangsstufe 8 der berufsbezogene Unterricht hinzu. 

 

c) Die Note mangelhaft in einem Fach nach Buchst. b) und die Note ungenügend in einem 

anderen Fach oder die Noten mangelhaft oder ungenügend in mehr als zwei Fächern schließen 

in der Regel eine Versetzung aus. 

 

d) 1Die Note mangelhaft in einem Fach nach Buchst. b) kann nur durch mindestens die Note gut 

in einem oder die Note befriedigend in zwei dieser Fächer oder Lernbereiche ausgeglichen wer-

den. 2Ein Ausgleich kann auch durch die Note befriedigend in einem der Fächer erfolgen, wenn 

die Leistungen in allen Fächern und Lernbereichen im Durchschnitt mindestens befriedigend 

(3,0) sind. 

 

e) Die Note mangelhaft in den übrigen Fächern kann nur durch mindestens die Note gut in 
einem oder die Note befriedigend in zwei der Fächer nach Buchst. a) ausgeglichen werden. 
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f) Die Note ungenügend in einem der übrigen Fächer kann nur durch die Note sehr gut in einem 

anderen Fach oder Lernbereich oder die Note gut in zwei anderen Fächern oder Lernbereichen 

oder die Note befriedigend in drei anderen Fächern oder Lernbereichen ausgeglichen werden. 

 

III. Sonderpädagogische Förderung 

[…] 

 

2. Die individuelle Situation von Schülerinnen und Schülern mit einem Anspruch auf sonderpä-

dagogische Förderung ist bei der Versetzungsentscheidung nach § 75 Abs. 1 Nr. 2 des Schul-

gesetzes besonders zu berücksichtigen. 

 

[…] 

 

4. Schülerinnen und Schüler mit Anspruch auf sonderpädagogische Förderung können im inklu-

siven Unterricht […]  innerhalb einer Schulstufe ein Schuljahr wiederholen, um in ihrer Lern- 

und Sozialentwicklung besser den schulischen Anforderungen des besuchten Bildungsgangs 

entsprechen zu können. 

 

5. 1Die Versetzungsregelungen dieser Verordnung gelten nicht für Schülerinnen und Schüler mit 

Anspruch auf sonderpädagogische Förderung in den Förderschwerpunkten Lernen und geistige 

Entwicklung. 2Für diese Schülerinnen und Schüler wird keine Versetzung ausgesprochen. 3Sie 

verbleiben in der Regel in ihrem Klassenverband. 

 

6. Die besonderen Regelungen über Unterricht, Erziehung und sonderpädagogische Förderung 

von Schülerinnen und Schülern mit Beeinträchtigungen oder Behinderungen bleiben unberührt. 
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